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Destſchlaud. 
Stettin, 13. Februar. Bei der geſtern ſtattgefundenen Wahl zur 
erſten Kammer wurden 
1) der Graf von Bülow⸗Rieth, ˖ 
2) der General von Brandt, früher Chef des hieſigen General⸗ 


ſtabes, 
zu Abgeordneten gewählt. 
Wahlen für die erſte Kammer. 
Berlin, den 12. Februar. 
Heute Vormittag ſind in Berlin gewählt: 
Im Iſten Wahlbezirk: 


General⸗Steuer⸗Direktor Kühne mit 69 von 76 Stimmen; Fabrikant ſtolzes Admiralſchiff, 
von der Revolution geentert, oder die Fregatte der Empörung wird in die 
Luft geſprengt! f 


Dannenberg mit 65 Stimmen; Oberſt von Gries heim mit 65 


Stimmen. 
; Im 2ten Wahlbezirk: 


Staatsminiſter Camphauſen mit 48 von 52 Stimmen; Oberſt von geſtegt hat; vereinigen wir uns Alle zu einem feierlichen Votum, was zu 
opfern, was zu vollbringen, wie groß und kraftvoll zu handeln wir ent⸗ 
ſchloſſen ſein wollen, wenn die Unſern Sieger ſind. 

Berlin, 10. Februar. Aus der Provinz Weſtphalen ſind für den 
Regierungs⸗Bezirk Münſter noch folgende Abgeordnete zur zweiten Kam⸗ 


Griesheim mit 34 Stimmen. 


Wahlen für die zweite Kammer. 


mer erwählt worden: 
1) Appellationsgerichtsrath Rhoden in Poſen, 
2) Gerichts⸗Direktor Brisgen in Horſtmar, 
3) Aſſeſſor Reigers in Verden. 
Provinz Preußen. N 

Goldapp, Oletzko und ein Theil des Lokſchen Kreiſes: Präſident von 
Salzwedol, rechts; Aſſeſſor Muttray, links. 

Gumbinnen: von Saucken⸗Julienfelde, rechts. 

Braunsberg: Subregens Menzel (2); Landgeſchworener Krauſe (2). 

11 5 Provinz Poſen. 

Krotoſchin: Außer Olawski, Bauer und Lipski ſind gewählt: 
Landrath von Rödern, rechts; Graf Wodzicki, Centrum. 

Es find bis jetzt im Ganzen 331 Abgeordnete bekannt, von denen 181 
der konſervativen und 150 der radikalen Partei angehören. Die geſtern 
als zweifelhaft bezeichneten Deputirten gehören der radikalen Partei, da⸗ 
gegen if der als radikal bezeichnete Abgeordnete für Tilſit der konſervativen 
Partei zuzurechnen, da dork nicht der Landrath Reuter aus Johannisburg, 
ſondern der Stadtgerichts⸗Direktor Reuter aus Königsberg gewählt wor⸗ 
den iſt. Es fehlen noch 19 Wahlen. (D. Ref.) 


Berlin, 10. Februar. (Wenn unſere Partei fiegt!) Wenn 
unſere Partei fiegt, wenn wir die Mehrheit auch in der zweiten Kammer 
erlangen! Noch iſt es nicht entſchieden, die bisher bekannt gewordenen 
Erfolge geben Hoffnung darauf, ſogar zwei Drittel der Gewählten, von 
denen wir wiſſen, gehören zu unſerer Partei, ein Drittel zur Partei der 
Nationalverſammlung; das Stimmenverhältniß kann ſich noch weit anders 
und für uns ungünſtiger herausſtellen. Doch eben dieſe Augenblicke ge⸗ 
ſpannter Erwartung ſind die Zeit großer Entſchlüſſe. Der Sieger 1 oft 
übermüthig und ſorglos; aber vor dem Siege da ſendet er ein heiß Gebet 
empor, und fein Gemüth ift geneigt, auf Alles einzugehen, was Weisheit 
und Edelſinn rathen. Ja, wenn, wie zu dieſer Stunde, die Schalen ſich 
noch heben und ſenken, wenn von ſeinem Hügel nicht ſichtbar iſt, wer der 
Fliehende, wer der Verfolger, dann leiſtet er ein frommes Gelübde, und, 
ehe die Siegesbotſchaft anlangt, iſt er des Sieges würdig in ſeinem Her⸗ 
Schlag Aber für uns Preußen iſt dieſer Wahlkampf nicht eine einzelne 
1 wie bei jedem Wetteifer der Parteien um neue Wahlen. Son⸗ 
chie! 4 der Vernichtungsſtreit für und gegen dieſe glorreiche Monar⸗ 
er ir ſagen hiermit nicht eine Silbe zu viel. Die Partei der Na⸗ 
welche dla nenurg, uns gegenüber, will die Verfaſſung nicht anerkennen, 


er Köni ü 3 di 5 
Naionalberſam ce hat geben zu müſſen, als die Auflöſung der 


Die rettende That 
Augen von Europa 
Königs thun. 

zeitig die ganze 


ng eine nicht zu leugnende Nothwendigkeit geworden war. 
des Königs nicht anerkennen, das heißt, ihn vor den 
beſchimpfen. Nicht Ihn allein, in ſeiner Perſon das 
Und nicht nur das Königthum dieſes Landes, ſondern gleich⸗ 
a ee Zukunft von Deutſchland, deſſen kommende Geſchicke ſich 
Die Ve raft und Herrlichkeit des preußiſchen Namens herſchreiben follen. 
ſetzen Vite nicht anerkennen, das heißt, die Revolution auf den Thron 
7 Hi fie gelingt oder nicht, ob auch das Königthum, das feine Wur⸗ 
Hint m ief in das Erdreich dieſes Staats geſchlagen hat, Gewalt und 

erliſt von Neuem gewaltſam und ſchlau beſingen würde, die Freiheit 
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und das Königthum kämen nimmermehr ( 
niß, für einander ſich zu verwerthen und unfer Preußen trüge Wunden 
aus ſolch' unglückſeligem Bürgerkampf, auch wenn wiederum kein Tropfen 


zu dem wohlthätigen Einverſtänd⸗ 


Blut flöſſe, von denen es iſchwerlich je geneſen könnte. Sind doch die 
Wunden der tiefen Entzweiung, welche der Kampf der National⸗Verſamm⸗ 
lung ſeit dem 7. September und die Gegenbewegung der Regierung ſeit 
dem November unſrem Volksleben beigebracht, immer und immer nicht 
vernarbt! Blutet doch immer noch die Hauptſtadt und unter der Kruſte 
des Belagerungszuſtandes ſchwollen ihre Beulen auf, welche durch die 
Wahlen am 5. Februar zum Entſetzen aller Geſunden an das Tageslicht 
kamen. N 


Bei dieſem Wahlkampf handelt es ſich um Sein oder Nichtſein von 
Preußen und die civiliſirte Welt weiß, was dies zu bedeuten hat. Unſer 
das die Flagge Friedrichs des Großen führt, wird 


Wie bei der Seeſchlacht ſtehen wir, gleich Uferbewohnern 
am Hafen; ſchon iſt der Kampf beendet, noch kam uns keine Kunde, wer 


Einigkeit in der Partei, das ſei das vorderſte Gelübde. Was, hilft 
uns der Sieg, wenn die kleine Minderheit einig und die große Mehrheit 


geſpalten iſt. Wir ahnen und wiſſen, wie gar unſäglich ſchwer es fein wird, 
dieſe Einigkeit in der Partei zu behaupten. Unter den Gewählten ſind die 


beiden Frakttonen unſrer Partei kenntlich, welche ſich im wahren Verſtänd⸗ 
niß ihrer Aufgabe mit einander für immer ausſöhnen und vereinigen müſ⸗ 
ſen, wenn nicht die Gegenpartei trotz aller Minderzahl dennoch das Feld 
behaupten ſoll. Dieſe beiden Fraktionen ſind gebildet von denjenigen, 
welche vor dem März in der Oppoſition und nach dem März auf der 
Rechten ſtehen, weil ihr politiſches Strebeziel, das konſtitutionelle König⸗ 
thum in der Verwirklichung begriffen und von Feinden und Verräthern be⸗ 
droht iſt; und von denjenigen, welche vor dem März gegen Jene das 
Beſtehende vertheidigten, und nach dem März für das konſtitutionelle Kö⸗ 
nigthum, weil es die beſtehende Ordnung ausmacht, gleichfalls einſtehen. 
Dieſe beiden Fraktionen bilden die konſtitutionelle Partei. Keiner derſel⸗ 
ben iſt die Berechtigung abzuſprechen. Wer von jeher mit Aufrichtigkeit 
das Beſtehende vertreten hat gegen die Sache der Neuerung, der hat ge⸗ 
wiß das Recht, das beſtehende konſtitutionelle Königthum zu vertheidigen. 
Doch ſicherlich nicht minder der, welcher in der Oppoſition gegen ein frü⸗ 
her Beſtehendes dieſes politiſche Ziel ſein Leben hindurch verfolgt hat und 
nun die erſtrebte und theure Ordnung der Dinge, nach welcher all ſein 
Sehnen ging, ins Leben treten und ſogleich in Gefahr ſieht. Dieſe beiden 
Fraktionen waren politiſche Gegner bis zum März. Beide haſſen die Re⸗ 
oolution, Aber Beide geben die Revolution von 1848 einander ſchuld. 
Die Altkonſervativen ſagen, die vormärzliche Dppofition hat die Revolu⸗ 
tion herbeigeführt. Die Altkonſtitutionellen dagegen behaupten, der eigen⸗ 
ſinnige Widerſtand Jener gegen unabweisliche dringende Reformen habe 
die Revolution bewirkt. Je heftiger beide Fraktionen die Revolution haſ⸗ 
fen, deſto haſſenswerther allerdings erſcheint einem jeden die andere, weil 
fie derſelben die Schuld der Revolution aufhürdet. Aber wo ſoll das hin⸗ 
aus, wenn ſie ſich gegenſeitig anfeinden? Während deſſen ſiegt die Re⸗ 
volution aufs Neue! Beide Fraktionen, die der Bodelſchwingh und die der 
Auerswald⸗Vincke mögen bedenken, daß um die Frage der Vergangenheit, 
wer die Blutſchuld jener Umwälzung zu verantworten hat, die Geſchichte 
Gericht halten wird, daß aber ohne Zweifel derjenige die Schuld des 
Sieges der Revolutionspartei, der gemeinſamen Gegner von Beiden tra⸗ 
gen wird, welcher aus Unverſöhnlichkeit die Spaltung vereinigt. 

Im Kampfe gegen die e Oppoſition haben unſere Conſti⸗ 
tutionellen vor dem März, die Mitglieder der alten Oppoſition jenen 
Geiſt der Erhaltung und der Auhänglichkeit an die Inſtitutionen des Lan⸗ 
des an den Tag gelegt, welche uns Heil verheißen. Seit jenen Tagen 
revolutionärer Erſchütterung haben aber auch die Conſervativen vor dem 
März, die Mitglieder der alten Regierungspartei, den Werth des geſetzli⸗ 
chen Fortſchritts, die Nothwendigkeit durchgreifender Reformen erkannt und 
jeder Gedanke des Umſturzes konſtitutioneller Ordnungen iſt ihnen aus dem 
Sinn gekommen. Was hindert denn die Vereinigung Beider? Bloße 
Reminiscenzen? Wir erwarten von der Vaterlandsliebe der Bodelſchwingh 
und der Vincke und überhaupt der beiden Fraktionen unſrer Partei, daß ſie 
ſich Angeſichts der gemeinſamen Gegner und zum Kampfe gegen die Par⸗ 
tei der Nationalverſammlung die Hand reichen werden. An Wärme für 
das Beſtehende wird die ehemalige Oppoſition ſich nicht übertreffen laſſen; 


durch aufrichtige Hingabe an das konſtitutionelle Königthum und die drin⸗ 


genden Reformen des Staatslebens, ſſo hoffen wir, wird die ehemalige 
Regierungspartei derſelben nichts nachgeben. ' 

So leben wir der Hoffnung, daß Vincke und die ganze altkonſtitutio⸗ 
nelle Fraktion nicht eine eigene Partei, daß Bodelſchwingh und die ganze 
altkonſervative Fraktion nicht eine äußerſte Rechte bilden, ſondern Beide, 
wenn auch nicht in einer und derſelben Fraktion, ſo doch Eine und dieſelbe 
Partei der Rechten ausmachen werden. Die Rechte der Reichsverſamm⸗ 
jung in Frankfurt giebt ein ſchönes Vorbild. Nicht nur, daß fie die mei⸗ 
ſten der deutſchen Stämme freundſchaftlich vereinigt hat, auch jener Gegen⸗ 
ſatz innerhalb der konſtitutionellen Partei iſt durch das dortige Parteiwe⸗ 
ſen ausgemärzt; der Club im Caſino hat andre Reminiscenzen, als Lands⸗ 
berg und Milani, doch der Linken gegenüber ſind ſie die Eine unzertrenn⸗ 
bare Rechte. Geloben wir denn vor Allem, Einigkeit in der Partei. 

Kein Centrum! Ein Centrum, welches ſich aus der Rechten abſon⸗ 
derte, das würde nicht verſöhnen und vermitteln, ſondern trennen und 
ſchwächen. Sondert ſich ein Centrum, wie vorauszuſehen iſt, von der 
Partei der Nationalverſammlung ab, da zweifelsohne Männer wie Moritz, 
Unruh, ſelbſt Philipps nicht die Bahn der Jakoby, Waldeck, Krakrügge 
wird wandeln wollen und können, ſo wird dieſes Centrum eine Verſtär⸗ 
kung der Rechten ſein, auf welche dieſelbe nur nicht etwa ſich verlaſſen 
muß. Ein Verlaß iſt auf dieſe Männer nicht. Das Centrum iſt über⸗ 
haupt im Allgemeinen der Standpunkt der politiſchen Flegeljahre; beim 
beſten Willen reicht die Einſicht doch noch nicht ſo weit, um wirklich Cha⸗ 
rakter zu bewähren. Ein ſolches Centrum ſei bei den Abſtimmungen eine 
angenehme, wenn auch überfluͤſſige Sngabe für unſre Partei. Ganz über⸗ 
flüſſig wird ſie nicht ſein, da jene Männer, gerade wegen ihrer ſtaats⸗ 
männiſcher Unerfahrenheit und mangelhaften Charakterausbildung die be⸗ 
deutungspollen Ziffern vor zahlreichen Nullen im Volk ausmachen und große 
Schichten der Bevölkerung vorzuſtellen haben. 

Ueberlaſſen wir demnach unſern Gegnern, ſich durch Bildung eines 
Centrums zu ſchwächen und uns zu ſtärken. Wenn unſre Partei ſiegt und 
die Mehrheit auch in der 2ten Kammer erlangt, — keine Spaltung, feſtes 
Aneinanderhalten, Einigkeit in der Partei. (P. C.) 


Berlin, 10. Februar. (Die Hauptſtadt von Preußen.) Viele 
haben die Sache des erblichen Kaiſerthums über Deutſchland ſeit der preu⸗ 
ßiſchen Note aufgegeben. Dieſe Politiker haben die preußiſche Note nicht 
verſtanden; aber noch weniger den Geiſt der deutſchen reformatoriſchen 
Bewegung, der mit dem Revolutionsſchwindel ſchon lange nichts mehr ge⸗ 
mein hat. Wir können uns täuschen; aber wenigſtens die preußiſche Note 
hat die Ausſichten auf das deutſche Kaiſerthum nicht verdunkelt, vielmehr 
den ſehr umwoͤlkten Horizont aufgeklärt. Bei Gelegenheit der Kaiſerfrage 
iſt zum voraus darum geſtritten, wo der deutſche Kaiſer zu reſidiren habe. 
Faſt ſcheint es ein Streiten um des Kaiſers Bart. Doch dieſe Kontroverſe 
bat eine ſehr ernſte Seite. Es iſt entſchieden, daß, wenn die Kaiſer⸗Idee 
ſich verwirklicht, der mächtigſte Bundesfürſt die deutſche Krone tragen wird. 


Das eigene Land des Kaiſers wird dadurch in eine, wenigſtens ſcheinbar, 


ſehr bevorzugte Stellung vor den übrigen deutſchen Ländern gebracht. Iſt 
es nun wohl einem Deutſchen zu verdenken, wenn er dieſen Schein, als 
ob nicht der Kaiſer, vielmehr ein Volksſtamm über das Vaterland regiert, 
entfernt wünſcht? Dies iſt der tiefe Grund, weßhalb ſo leidenſchaftlich 
darauf beſtanden wird, daß der Kaiſer nicht in ſeinem beſonderen Lande 
reſidire, ſondern in einer andern Stadt des deutſchen Reichs, welche ſich 
dazu eignet. Wäre der König von Preußen, wie doch vorauszuſehen iſt, 
berufen, erblicher Kaiſer der Deutſchen zu werden, ſo hätte die Fee nach 
der Reſidenz große Schwierigkeiten bereitet, da der König nur ungern die 
auptſtadt ſeines eigenen Landes verlaſſen haben würde, um etwa in 
rankfurt a. M. ſein Hoflager zu halten und den Sitz der Reichsregierung 
aufzuſchlagen. 5 ! or 
Die Demokraten haben uns über dieſe Schwierigkeit hinweggeholfen. 
Denn, abgeſehen von allem Kaiſerthum, ſcheint uns ſo viel feſtzuſtehen, 
daß dem Könige nicht zuzumuthen iſt, je wieder in Berlin zu reſidiren. Im 
Grunde, gerne geſehen iſt der königliche Hof allenthalben, aus Eigennutz 
und natürlich von einer großen Zahl treuer Angehörigen, die es in jeder 
preußiſchen Stadt giebt. Aber der ſichere Maßſtab fur die Geſinnungen 
der Mehrzahl liegt in den Wahlen. Wir wollen mit der Stadt Berlin 
nicht um diejenigen rechten, welche fie zu treffen für gut befand. Es ſprach 
ſich aber darin der Geiſt der Bevölkerung aus, und ihre Bedeutung war 
die, der Nationalverſammlung zum Siege gegen die Krone zu verhelfen, 
die Revolution zu erneuern, die Verfaſſung zu ſtürzen. Haben nun auch 
manche Maßnahmen und Vorfälle Einfluß auf die Wahl geübt, die Be⸗ 
handlung Temme's, die Fortſetzung des Belagerungszuſtandes, die Aus⸗ 
weiſung von Goldſtücker und Rodbertus, legt auch ſelbſt die demokratiſche 
Correſpondenz in ihrer Nummer vom 5. Februar ein großes Gewicht 
darauf, daß die Berliner Wahlmänner bis zum Stattfinden neuer Wahlen 
ſtatt der doppelt Gewählten in der jetzigen „Stimmung“ erhalten werden, 
ſo giebt dies Alles doch keine genügende Erklärung für ſo vaterlandsver⸗ 
eſſene Wahlen! Denn, freilich ſteht das Königthum erhaben über allen 
Parteienkampf und es wäre gar ſeltſam, wenn der König ſeine Reſidenz 
üm deſſentwillen verlegen wollte, weil bei den Wahlen die Oppoſition den 
Sieg davon getragen: Aber welche Oppoſition! das iſt der Unterſchied. 
Freilich ſteht der König über den Parteien, aber wenn eine Partei die 
freche Hand ausſtreckt nach feiner Krone, wie die Nationalverſammlung, 
vielleicht ohne es zu wiſſen, am 7. September 1848 gethan und wie Wal⸗ 
deck und Jakoby — ſie müßten denn ewig von Sinnen geweſen ſein — im 
Schilde führen, dann ſoll ſich die Krone wohl nicht geduldig darnieder⸗ 
werfen und demüthigen laſſen! Nicht jeder Gegner iſt ein Feind, nicht jede 
Oppoſition gegen die Regierung iſt Feindſchaft; aber wer es mit offen⸗ 
baren Feinden des Königthums hält, wer ihre Häupter, wie Berlin gethan 
hat, mit Enthuſiasmus in die Kammer trägt, dem ſoll der König den 
Rücken wenden, nicht um ſeinetwillen, N wegen der Inſtitution, deſſen 
Träger er iſt, und mit Rückſicht auf die durch ſolche Wahlen beleidigte 
Ehre feines Laudes. Wenn aber Berlin in der Stunde der Gefahr das Vater⸗ 
land verrathen konnte, dann kann des Vaterland einer ſolchen Hauptſtadt ſich 
entrathen! Königsberg machte ſich Friedrich II. verhaßt durch Servilismus 
gegen die Ruſſen und fein Fuß betrat nicht wieder jene Stadt, welche 
ſpaͤter den künftigen König Friedrich Wilhelm III. gaſtlich aufnahm. Wir 
halten es unter der Würde des Königs, in Berlin künftig zu reſidiren. 
Wenn ihn aber die deutſche Nation berufen wird, den kaiſerlichen Thron 
aufzurichten, ſo wird es nicht ſchwer halten, zur kaiſerlichen Reſidenz 
Frankfurt oder Gotha zu beſtimmen. (P.⸗C.) 


Berlin, 11. Februar. Seit längerer Zeit ſchon ſind aus allen Thei. 
len des Landes vielfache Klagen darüber laut geworden, daß das Gewerke. 
weſen, wie es ſich nach der unterm 17. Januar 1845 ergangenen Allge⸗ 
meinen Gewerbe- Ordnung geſtalte, an manchen Mißſtänden leide, welche 
eine baldige Abhülfe dringend erheiſchen, und daß insbeſondere durch den 
ordnungsloſen Zuſtand, welcher hinſichtlich des Betriebes der zu den Hand. 
werken gehörigen Gewerbe gegenwärtig beſtehe, der geſammte Handwerker. 
ſtand in ſeiner Exiſtenz bedroht fei, wenn nicht die Verhältniſſe deſſelben 
ohne Verzug auf eine zweckentſprechende Weiſe geregelt werben. 

Bei der Dringlichkeit und Einſtimmigkeit, mit welcher dieſe Klagen 
erhoben worden, hat das Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten es als eine ſeiner wichtigſten Aufgaben betrachten müſſen, dieſe 
Angelegenheit in ſorgfältige Erwägung zu ziehen und demgemäß ſchon vor 
der Zuſammenkunft der im vorigen Jahre zur Vereinbarung der Verfaſ⸗ 
ſung berufenen Verſammlung der weiteren Regelung des Gewerbeweſeng 
ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet. 

„Die Klagen des Handwerkerſtandes beziehen ſich vorzugsweiſe auf die 
Leichtigkeit, mit welcher ſich Jedermann ohne Ausnahme als Handwerker 
niederlaſſen könne, ohne durch genügende Vorbereitung und den Nachweiß 
wirklicher Befähigung eine Gewähr für geſicherte bürgerliche Exiſtenz dar⸗ 
zubieten, ja ohne auch nur die gehörige Reife des Alters erlangt zu haben. 
Die Folge davon ſei, daß dergleichen Perſonen mehr denn zu oft nur Ar⸗ 
beit und Geld verſchleuderten, um ſich durch die Konkurrenz der ungezü⸗ 
gelten Wohlfeilheit zu erhalten oder emporzubringen, daß ſie aber dann 
theils bald ſelbſt wieder zu Grunde gingen und mit ihren Familien den 
Gemeinde⸗Armenkaſſen zur Laſt fielen, kheils durch jene ihre verderbliche 
Konkurrenz den ſolideren Handwerkern und ihren Familien ein gleiches 
Loos bereiteten, ſo daß der Handwerkerſtand mit dem Geſchicke bedroht ſei, 
ſich in einen unſelbſtſtändigen Arbeiterſtand aufzulöſen, wenn hier nicht ab⸗ 
hülfliche Maßregeln getroffen würden. Man wünſcht daher vornämlich, 
daß das Erforderniß einer genügenden Vorbereitung und Befähigung zum 
Handwerksbetriebe geſtellt und dadurch die Grundlage zur Erhaltung eines 
tüchtigen Handwerkerſtandes wieder hergeſtellt werde; daß ferner der Hand- 
werkerſtand die Mittel erhalte, Zucht und Sitte unter Meiſtern, Geſellen 
und Lehrlingen zu handhaben, daß aber auch dem Geſellen- und Arbeiter⸗ 
ſtande die gebühreude Rückſicht gewährt und derſelbe ſowohl vor Bedrük⸗ 
kungen in Schutz genommen, als ihm die Möglichkeit gegeben werde, ſeine 
Interreſſen ſelbſt wahrzunehmen; daß endlich die Stellung der verſchiedenen 
Gewerbe zu einander u. zu dem Fabriken ⸗ u. Sanbefsvertetm namentlich zu 
dem Halten von Magazinen, geordnet, ferner die Zulaffung der häufig ſo ver⸗ 
derblich wirkenden Verſteigerungen von Handwerkerwaaren, ſowielder Wochen⸗ 
marktverkehr mit ſolchen, u. der gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe gere⸗ 
gelt werde. Dabei wird dann insbeſondere Werth darauf gelegt, daß dem 
Gewerbeſtande durch ein das Geſammt⸗Intereſſe dieſes Standes vertre- 
tendes Organ mittelſt Gründung von Gewerbe - Räthen die Möglichkeit 
geboten werde, durch Sachverſtändige aus ſeiner Mitte die Intereſſen und 
Verhältniſſe des gewerblichen Verlehre im Allgemeinen und der einzelnen 
Genoſſen wahrzunehmen und zu regeln, und daß demſelben ferner durch 
Gründung von Gewerbegerichten die Gelegenheit gewährt werde, durch 
ſolche Sachverſtandige die gewerblichen Streitigkeiten unter feinen Angehb⸗ 
rigen zu ſchlichten und zu entſcheiden. 

Wenngleich der allerſeits anerkannte bedrängte Zuſtand des Handwer⸗ 
kerſtandes nicht blos der Lage der Geſetzgebung beizumeſſen iſt, ſondern 
zum großen Theil in Verhältniſſen feinen Grund hat, welche nicht nur 
dieſen Stand, ſondern alle Klaſſen gemeinſam treffen und außerhalb des 
Bereiches der gewerbepolizeilichen Geſetzgebung liegen, ſo erſcheint es doch 
als eine Pflicht der Regierung, dem unter den Betheiligten ſelbſt allgemein 
empfundenen Bedürfnifie einer geſetzlichen Regelung ihrer Verhältniſſe und 
den zur Verbeſſerung ihres gegenwärtigen Zuſtandes gemachten Vorſchlä⸗ 
gen alle Berückſichtigung zu Theil werden zu laſſen, ſoweit dies mit den 
allgemeinen Intereſſen vereinbar iſt. Zu einer umfaſſenden Umgeſtaltung 
des geſammten Gewerbeweſens wird allerdings um fo weniger geſchritten 
werden können, als die gleichmäßige Ordnung der gewerblichen Verhält⸗ 
niſſe für ganz Deutſchland durch Feſtſtellung gewiſſer allgemein gültiger 
Grundſätze bereits in Anregung gekommen tft, und das Ergebniß der dies⸗ 
fälligen Verhandlungen abzuwarten ſein wird; insbeſondere wird auf die 
verſchiedentlich zur Sprache gebrachte Wiederherſtellung des Innungszwan⸗ 
ges bei den erheblichen dagegen ſprechenden Bedenken keinenfalls einzugehen 
ſein. Dagegen wird dem allerſeits ausgeſprochenen Wunſche wegen Grün⸗ 
dung von Gewerberäthen zur Wahrnehmung der Intereſſen des Gewerbe⸗ 
ſtandes und wegen Errichtung von Gewerbegerichten, welche in der Rhein⸗ 
provinz bereits in gedeihlicher Wirkſamkeit beſtehen, und deren Organiſa⸗ 
tion auch im Art. 90 der Verfaſſungs⸗ Urkunde beſonders vorgeſehen if, 
unbedenklich entſprochen, und denjenigen Anträgen, welche die innere Ord 
nung und Regulirung des Gewerbeweſens und die Beſeitigung einzelner 
beſonders fühlbar gewordener Mißſtände bezwecken, ſchon gegenwärtig Folge 
gegeben werden können. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus find, nach Berathung mit der vorer- 
wähnten Verſammlung von Abgeordneten des Handwerkerſtandes und von 
Vertretern des Handels- und Fabrikſtandes, die Entwürfe 

1) einer Verordnung, betreffend die Errichtung von Gewerbe-Räthen 
und verſchiedene Abänderungen der allgemeinen Gewerbe-Ordnung, 
und 
2) einer Verordnung über die Errichtung von Gewerbegerichten 
ausgearbeitet worden, welche Ew. Königlichen Majeſtät wir hierbei aller⸗ 
unterthänigſt überreichen. 

Dieſe Verordnungen ſuchen den Bedürfniſſen und Wünſchen des Ge⸗ 
werbeſtandes, wie ſie von den Abgeordneten des Handwerkerſtandes faſt 
einſtimmig und von den anweſenden Vertretern des Handels- und Fabrik⸗ 
ſtandes theils einſtimmig oder in ihrer Mehrheit anerkannt und getheilt 
worden ſind, zu entſprechen, ohne in die Verhältniſſe anderer Klaſſen tief 
einzugreifen und allgemeine Intereſſen zu gefährden. Sie machen fortan 
die Zulaſſung zum Beginn der eigentlichen Handwerke, indem ſie zugleich 
dafür ſorgen, daß die ſpeziellen örtlichen und ſonſtigen Verhältniſſe überall 
zur Berückſichtigung gelangen, überhaupt von dem Nachweiſe der Meiſter⸗ 
Befähigung abhängig, welcher in der Allgemeinen We ſchon 
zur Erlangung der Befugniß, Lehrlinge zu halten, vorgeſchrieben it, und 
ordnen zugleich das Innehalten einer genügenden Lehrlings- und Geſellen⸗ 
zeit an; ſie ſchützen den Handwerksbetrieb vor den Uebergriffen anderer 
Gewerbetreibenden, ſo weit ſolche wirklich als dergleichen anzuerkennen 
find; ſie ſichern den Handwerksgenoſſen die Mitwirkung bei der Entſchei⸗ 
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erathung ihrer gewerblichen Angelegenheiten; ſie nehmen die 


dung der De A ckweſens und vor ſonſtiger Nicht- 
ö Bedrückungen des Truckweſens und vor ſonſtiger Nich; 
flachen ihrer Jrtereſen 10 Schutz; ſie gewähren ihnen die Möglichteif, 


wahrzunehmen; ſie bieten die Gelegenheit dar, für 
ang der eh Fi en ie 
t und Sitte und für gegenſeitige Hülfe in Fällen der 
e yo treffen, und dadurch auf Erweckung und Bildung eines 
atkräftigen gewerblichen Gemeinweſens hinzuwirken; ſie regeln endlich zu⸗ 
gleich um auch in dieſer Beziehung die Hinderniſſe zu beſeitigen, welche 
dem Gedeihen des Gebüh⸗ 


le Intereſſen ſelbſt 
Benuffitigung und 


deten Prſselben Ne B das b 
Ri en⸗Weſen deſſelben, fo weit es hier in Rede kommt. 
25 8 den e des Handwerkerſtandes als ſeitens der 
Vertreter des Handels- und Fabrikſtandes iſt aufs lebhafteſte der Wunſch 
ausgeſprochen worden, daß der Erlaß der in dieſen Verordnungen vorge⸗ 
ſchlagenen Beſtimmungen, nachdem die im vorigen Jahre eingeleiteten Ver⸗ 
handlungen über Verbeſſerung der gewerblichen Verhältniſſe nicht zum Ziele 
eführt haben, nicht wiederum auf eine ſpätere Zeit verwieſen, ſondern 
dieſe Beſtimmungen ſofort und in der kürzeſten Friſt durch eine proviſori⸗ 
e Verordnung in Kraft geſetzt werden möchten, da der geſammte Hand⸗ 
werkerſtand ſich mit der nahen Gefahr der gänzlichen Auflöſung bedroht 
ehe, und durch unverzügliche Ordnung und Regelung feiner Verhältniſſe 
die Beruhigung der öffentlichen Zuſtände, welche auch, für einen gedeihli⸗ 
chen Handels⸗Verkehr ein unabweisliches Bedürfniß ſei, weſentlich mit be⸗ 
i werde. f a 
ding li glauben, in Berückſichtigung der aus allen Landestheilen hierfür 
laut erhobenen Stimme, der Gewährung jenes Wunſches uns nicht entzie⸗ 
hen zu dürfen, und tragen 86 55 ul Grund des Art, 105, der Verfaſ⸗ 
fungs⸗Urknnde allerunterthänigſt darauf an: a — 11 
28 die 0 lee bee Verordnungen huldreichſt vollziehen zu 


wollen, 0 ö ? 

indem wir ſchließlich bemerken, daß demnächſt den weiter gehenden Anträ⸗ 

gen auf Abänderungen der Allgemeinen Gewerbe ⸗ Ordnung zur Zeit keine 

Folge zu geben, ſondern abzuwarten ſein dürfte, welchen Einfluß die ge⸗ 

troffenen Anordnungen auf die Verbeſſerung der gewerblichen Zuſtände 

äußern werden. 
Berlin, den 7. Februar 1849. EZ, 
Das Staats-Minifterium. 
Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von Manteuffel. 
von Strotha. Rintelen. von der Heydt. 
Für den Finanz⸗Miniſter: 
5 1 

n des Königs Majeſtät. 5 Pin 

Y (Die beiden Baader find von des Königs Majeſtat vollzogen 
und zum Geſetz erhoben worden.) 


— Da der Raum die uneingeſchränkte Mittheilung der Verordnung, 
betreffend die Errichtung von Gewerberäthen und verſchiedene Abänderun⸗ 
en der allgemeinen Gewerbe Ordnung vom 2. Februar d. J. nicht ge⸗ 
ſtattet, ſo entnehmen wir derſelben Folgendes: i 
Titel 1. handelt von der Nan von Gewerberäthen.“ 

Il. Handwerksmäßiger Gewerbe⸗ Betrieb. \ 

$. 23. Den nachſtehend benannten Handwerkern iſt fortan der Beginn 
des ſelbſtſtändigen Gewerbe-Betriebes nur dann geſtattet, wenn ſie entweder 
in eine Innung, nach vorgängigem Nachweiſe der Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes aufgenommen ſind, oder dieſe Befähigung vor einer Prü⸗ 
fungs⸗Kommiſſion ihres Handwerks beſonders nachgewieſen haben. Dieſe 


Handwerker ſind: R 5 ! 

Müller, Bäcker, Pfefferküchler und Konditoren, Fleiſcher, Gerber 
aller Art, Lederbereiter, Korduaner, Pergamenter, Schuh⸗ und 
Pantoffelmacher, Handſchuhmacher und Beutler, Kürſchner, Satt⸗ 
ler mit Einſchluß der Riemer und Täſchner, Tapezierer, Buch⸗ 
binder, Seiler und Reifſchläger, Bürſtenbinder, Perrückenmacher, 
Hutmacher, Tuchmacher und Tuchbereiter, Weber und Wirker je⸗ 
der Art, Poſamentierer und Knopfmacher, Schneider, Tiſchler 
und Stuhlmacher, Rademacher und Stellmacher, Groß- und 
Kleinböttcher, Drechsler aller Art, Kammacher, Korbpflechter, 
Töpfer, Glaſer, Grob- u. Kleinſchmiede jeder Art, Meſſerſchmiede, 
Nagelſchmiede, Kupferſchmiede, Büchſenmacher, Sporer, Schloſſer, 
Feilenhauer, Nadler und Siebmacher, Klempner, Schwerdtfeger, 
Gürtler, Gelb⸗ und Rothgießer, Glockengießer, Zinngießer, Gold⸗ 
und Silberarbeiter, Gold- und Silberſchläger, Uhrmacher, Ver⸗ 
golder, Maler und Lackirer, Färber, Seifenſieder. 

F. 24. Maurer, Steinhauer, Schiefer⸗ und Ziegeldecker, Haus⸗ und 
Schiffszimmerleute, Mühlen⸗ und Brunnen⸗Baumeiſter und Schornſteinfeger 
haben ſich über die Befähigung zum ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Hand⸗ 
werks durch das im §. 45. der allgemeinen Gewerke⸗Ordnung vom 17. 
Januar 1845 vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung auszuweiſen. Im 
Uebrigen find für ihre gewerblichen Verhältniſſe die Beſtimmungen der 
gegenwärtigen Verordnung maßgebend. 5 

$. 25. Baumeiſter ſind nicht befugt, bei der Leitung von Bau⸗Unter⸗ 
nehmungen die Arbeiten derjenigen Handwerker, für welche ſie das Be⸗ 
Pe ae Sn r Best nicht beſitzen, oder den im $. 23. vorge⸗ 

riebenen Nachweis der Befähigung nicht geführt haben, ohne Zuziehun 
geprüfter Meiſter ausführen zu laſſen. e e e en 
8 III. Prüfungen der Handwerker. 
M S. 35. Die Zulaffung zu den nach 88. 23. 24. 26. abzulegenden 
eifter-Prüfungen ift fortan von folgenden Bedingungen abhängig: 
Der zu Prüfende muß das vierundzwanzigſte Lebensjahr zurückge⸗ 
legt haben; aus beſonderen Gründen kann jedoch der Gewerbe⸗ 
rath die Prüfung eines Geſellen ſchon nach vollendetem einund⸗ 
zwanzigſten Lebensjahre geſtatten. 

2) Der zu Prüfende zul, ſein Gewerbe als Lehrling (S. 44.) bei 
einem ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden erlernt und die Geſellen⸗ 

„Prüfung (S. 36.) beſtanden haben. 

3) Seit der Entlaſſung aus dem Lehrlings⸗Verhältniſſe muß ein Zeit- 
raum von mindeſtens drei Jahren verlaufen ſeinz ausnahmsweiſe 
kann jedoch der Gewerberath die Prüfung ſchon nach Ablauf eines 

Jahres geſtatten, wenn der Gejelle durch den Beſuch einer 
gewerblichen Lehranſtalt oder ſonſt Gelegenheit gefunden hat, die 
zu dem beabſichtigten Gewerbebetriebe erforderlichen Kenntniſſe 
und Fertigkeiten zu erwerben. ? 


Graf von Bülow. 


Wer den Erforderniſſen zu 2. und 3. bei einer früheren Prüfung ge⸗ 
nügt hat, kann die Prüfung für den Betrieb eines anderen Gewerbes ohne 
vorgängigen Nachweis einer für dies zweite Gewerbe beſtandenen Lehr⸗ 
lings⸗ und Geſellenzeit ablegen. 

Für Perſonen, welche bei Verkündigung der gegenwärtigen Verord⸗ 
nung als Geſellen oder Gehülfen befchäftigt find, genügt der Nachweis 
einer dreijährigen Beſchäftigung in dem betreffenden Gewerbe. 

§. 36. Die Prüfung eines Lehrlings über die einem Geſellen nöthi⸗ 

en Kenntniſſe und Fertigkeiten iſt vor dem Ablaufe eines dreijährigen 
Setra nach der Aufnahme in die Lehre nicht zuläſſig. 

Der Tit. IV. handelt von den Verhältniſſen der Lehrlinge, Geſellen, 
Gehülfen und Fabrikarbeiter. N 

Der Tit. V. handelt von Unterſtützungs⸗Kaſſen und ähnliche Einrich⸗ 
tungen. 

eit VI. Von Innungsgebühren und Abgaben. 
Tit. ll. Von allgemeinen Beſtimmungen. 
Tit. VII. Von Strafbeſtimmungen. 


Frankfurt, a. M., 8. Februar. Der heute ausgegebene Entwurf 
des Reichs⸗Wahlgeſetzes für das Volkshaus lautet, wie folgt: 

Für die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe ſollen folgende 
Beſtimmungen gelten: 8 

Art. I. §. 1. Wähler iſt jeder ſelbſtſtändige unbeſcholtene Deutſche, 
welcher das fünf und zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. 

F. 2. Als nicht ſelbſtſtändig, alſo von der Berechtigung zum Wählen 
ausgeſchloſſen ſollen angeſehen werden: 

1) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen, oder 
über deren Vermögen Konkurs- oder Fallitzuſtand gerichtlich er⸗ 
öffnet worden iſt, und letztere während der Dauer dieſes Konkurs⸗ 
oder Fallitverfahrens; 5 

2), Perſonen, welche eine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
beziehen oder im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre be⸗ 
zogen haben. | ' 

3) Dienſtboten; 

4) Handwerksgehülfen und Fabrikarbeiter; 

5) Tagelöhner. } ; 

§. 3. Als beſcholten, alſo von der Berechtigung vom Wählen ausge- 
ſchloſſen, ſollen angeſehen werden: { 8 

1) Perſonen, welche wegen Diebſtahls, Betrugs oder Unterſchlagung, 
oder welche wegen eines andern Verbrechens zu einer Zuchthaus⸗, 
Arbeitshaus⸗, Feſtungsarbeitsſtrafe oder zum Verluſt der ſtagts⸗ 
bürgerlichen Rechte durch rechtskräftiges Erkenntniß verurtheilt 
und in ihre Rechte nicht wieder eingeſetzt worden ſind; 

2) Perſonen, welche des Rechts zum Wählen rechtskräftig für ver⸗ 
luſtig erklärt worden find; } 

§. 4. Mit dem Verluſt des Rechts zu wählen für eine Zeit von vier 
bis zwölf Jahren, außer den durch die Strafgeſetze beſtimmten oder zu be⸗ 
ſtimmenden Strafen, iſt zu belegen: wer bei den Wahlen Stimmen erkauft, 
feine Stimme verkauft, oder mehr als einmal bei der für einen und den- 
ſelben Zweck beſtimmten Wahl ſeine Stimme abgegeben, oder als Beamter 
ſeine Stellung zur Einwirkung auf die Wahlen mißbraucht hat. 

Art. 11. §. 5. Wählbar zum Abgeordneten des Volkshauſes iſt jeder 
ſelbſtſtändige, unbeſcholtene (§. 2. 3.) Deutſche, welcher das fünf und 
zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. 

§. 6. Staatdiener bedürfen zur Annahme der auf fie gefalleuen Wahl 
keiner Genehmigung ihrer Vorgeſetzten. 

Art. III. §. 7. In jedem Einzelſtaate find Wahlkreiſe von je 100,000 
Seelen der nach der letzten Volkszählung vorhandenen Bevölkerung zu bilden. 

. 8. Ergiebt fi in einem Einzelſtaate bei der Bildung der Wahl⸗ 
kreiſe ein Ueberſchuß von wenigſtens 50,000 Seelen, fo iſt hierfür ein be⸗ 
ſonderer Wahlkreis zu bilden. 

Ein Ueberſchuß von weniger als 50,000 Seelen iſt unter die anderen 
Wahlkreife des Einzelſtaates verhältnißmäßig zu vertheilen. 

$. 9. Kleinere Staaten mit einer Bevölkernng von wenigſtens 50,000 
Seelen bilden einen Wahlkreis. 

Diejenigen Staaten, welche keine Bevölkerung von 50,000 Seelen 
haben, werden mit andern Staaten nach Maßgabe der Reichswahlmatrikel 
(Anlage A.) zur Bildung von Wahlkreiſen zuſammengelegt. g 

$. 10. Die Wahlkreiſe werden zum Zweck des Stimmenabgebens in 
kleinere Bezirke eingetheilt. 

Art. IV. §. 11. Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben 
will, muß in demſelben zur Zeit der Wahl ſeinen feſten Wohnſitz haben. 
Jeder darf nur an einem Orte wählen. 

Die Garniſon der Soldaten ſoll nur dann als feſter Wohnſitz gelten, 
wenu ſie ſeit 6 Monaten nicht gewechſelt worden iſt. 

$. 12. In jedem Bezirke find zum Zweck der Wahlen Liſten anzulegen, 
in welche die zum Wählen Berechtigten nach Zu⸗ und Vornamen, Alter, 
Gewerbe und Wohnort eingetragen werden. Dieſe Liſten ſind ſpäteſtens 
vier Wochen vor dem zur ordentlichen Wahl beſtimmten Tage zu Jeder⸗ 
manns Einſicht auszulegen und dies öffenttich bekannt zu machen. Ein⸗ 
ſprachen gegen die Liſten ſind binnen acht Tagen nach öffentlicher Bekannt⸗ 
machung bei der Behörde, welche die Bekanntmachung erlaſſen hat, anzu⸗ 
bringen und innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu erledigen; worauf die 
Liſten geſchloſſen werden. Nur diejenigen ſind zur Theilnahme an der 
Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenommen ſind. 

Art. V. §. 13. Die Wahlhandlung iſt öffentlich. Bei derſelben find 
beiden 8 er zuzuziehen, welche kein Staats- oder Gemeinde⸗Amt 
bekleiden. 

Das Wahlrecht muß in Perſon ausgeübt, die Stimme mündlich zu 
Protokoll abgegeben werden. h 

§. 14. Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit aller in einem Wahlkreis abgegebenen Stimmen. 

Stellt bei einer Wahl eine abſolute Stimmenmehrheit ſich nicht her⸗ 
aus, ſo iſt eine zweite Wahlhandlung vorzunehmen, Wird auch bei dieſer 
eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo iſt zum dritten Mal nur 
unter den zwei Kandidaten zu wählen, welche in der zweiten Wahlhandlung 
die meiſten Stimmen erhalten haben. N 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

§. 15. Stellvertreter der Abgeordneten find nicht zu wählen. 

§. 16. Die Wahlen ſind im Umfang des ganzen Reichs an einem 
und demſelben Tage vorzunehmen, den die Reichsregierung beſtimmt. 


Die Wahlen, welche ſpäter erforderlich werden, find von den Regie⸗ 
rungen der Einzelftanten auszuſchreiben. i 

§. 17. Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahldirektoren und 
das Wahlverfahren, inſoweit dieſes nicht durch das gegenwärtige Geſetz 
feftgeftellt worden iſt, werden von den Regierungen der Einzelſtaaten be⸗ 


ſtimmt. 9 0 
Anlage A.: Reichwahlmatrilel. 
Zum Zweck der Wahlen der Abgenrdneten zum Volkshaus werden 
zuſammengelegt: 
1) on a A eum peſ 
2) Heſſen⸗Homburg mit Großherzogthum Heſſen. 
3) Schaumburg-Lippe mit Heſſen⸗Kaſſel. 
4) Hohenzollern⸗Hechingen und Hohenzollern⸗Sigmaringen. 
5) Reuß älterer Linie mit Reuß jüngere Linie. 
6) Auhalt⸗Köthen mit Anhalt⸗Bernburg. 
7) Lauenburg mit Schleswig-Holſtein. 
8) Lübeck mit Mecklenburg⸗Schwerin. 
Reichsgeſetz 5 
über die Tagesgelder und Reiſegelder der Abgeordneten zum Reichtag. 
Die Mitglieder des Staatenhauſes und des Volkshauſes erhalten ein 
Tagegeld von 7 Gulden rheiniſch und eine Reiſekoſten⸗Entſchädigung von 
1 Gulden für die Meile ſowohl der Hinreiſe als der Rückreiſe. 


Oeſterreich. 


Wien, 8. Februar. Kübeck iſt sehen mit 57 Stimmen zum Reichs⸗ 
deputirten erwählt. Unter den andern Kandidaten, Mühlfeld (25), Toma⸗ 
ſcheck (5), Fürſt Schwarzenberg (5), Hye (3), Landſteiner erhielt auch 
(1), Tauſenau 11! Stimme. Die Indignation darüber ſchien allgemein 
und der Ausdruck derſelben ward im Protokoll aufgenommen. N 

— Eine Kundmachung des Gouverneurs Welden erſtreckt den Termin 
zur unſträflichen Waffenablieferung bis zum 15. Februar. — Hierauf 
wurden geſtern 1766 verſchiedene Waffen, 2392 ſcharfe Patronen und — 
kaum glaubbar — 3 Kanonenröhre abgegeben. 

Peſth, 5. Februar. Bei Abgang des Zuges von Szolnok geſtern 
Mittag 1 Uhr vernahm man in der Gegend von Szibakhaza, unterhalb 
Szolnok an der Theiß, eine heftige Kanonade, man vermuthet, da 
die k. k. Truppen das verſprengte Perzel'ſche Corps hier erreicht haben. 
Hier heißt es allgemein, daß die ganze hieſige Beſatzung uns verlaſſen 
werde und in der Gegend von Debrezin alle disponiblen Truppen zu einem 
entſcheidenden Hauptſchlag concentrirk werden ſollen. Der Inſurgenten⸗ 

General Bem ſoll in Siebenbürgen vom General Puchner total geſchlagen 
worden ſein. 8 \ (L. L.) 

Kremſier, 7. Februar. Heute ſollten im Reichstage die überaus 
wichtigen Verhandlungen über die Freiheit des Glaubens, über das 
Verhältniß des Staates zur Kirche und über andere damit zu⸗ 
ſammenhängende Gegenſtände ihren Anfang nehmen. Da es ſich aber 
zeigte, daß die Eingaben der Drdinartate, die auf die Paragraphen 
13—15 der Grundrechte ſich beziehen, und deren Drucklegung vom Reichs⸗ 
tage bereits beſchloſſen worden war, noch nicht vollſtändig gedruckt vor⸗ 
lagen und außerdem noch andere ähnliche Dokumente eingegangen waren, 

deren Druck ebenfalls wünſchenswerth erſchien, ſo wurde nach einer längern 
Debatte der Beſchluß gefaßt, die Reichstagsſitzungen zu vertagen, damit 
ein jedes Mitglied ſich gehörig informiren könne. Ferner wurde beſchloſſen 
über §§. 13—15 eine Generalverhandlung zu eröffnen und dann erſt zur 
Debatte über die einzelnen Paragraphe zu ſchreiten. (In dem Referat 
der „Neuen Ztg.“ über dieſe Sitzung heißt es unter andern: In dieſem 
Augenblick liegen dem Haufe bereits die Petitionen der Olmützer, Salz⸗ 
burger und Wiener Episcopate vor. Alle verlangen unbedingte Anerkennung 
der Coordination der Kirche neben dem Staat und unbeſchränkte Autonomie 
in allen kirchlichen Dingen, Einfluß der Kirche auf die Schule, Beibehaltung 


der Seminarien unter der Aufſicht der Biſchöfe, Anerkennung der aug- | 


ſchließenden Autorität der Kirche in Eheſachen, Beibehaltung der beſtehenden 


und Reſtauration der aufgehobenen Klöſter und ganz insbeſondere die 


Reſtitution desjenigen Vermögens, welches durch Einziehung einiger Kirchen⸗ 


guter zur Bildung des Religionsfonds verwendet wurde, und Verwaltung 


der Kirchenvermögen durch die Biſchöfe. Das Memorandum des Fürſt⸗ 
Erzbiſchofs von Olmütz wünſcht in ſeinem 19. 


disciplin lächerlich mache. 


Trieſt, 2. Febr. Der öſterreichiſche Kriegsdampfer „Vulcano“ ſtieß 
in den Gewäſſern von Iſtrien auf einen Dampfer, welcher mehrere, wie 
es ſcheint, iſtrianiſche und dalmatiſche Küſtenfahrer gegen Venedig escor⸗ 
tirte. Dieſer Dampfer wurde bei geringerer Entfernung als derjenige er⸗ 
kannt, welcher als öſterreichiſches Kriegsſchiff „Mariana“ hieß, unter der 
von Venedig „Pio IX.“ getauft wurde und nun 
er „Vulcan“ forderte die Freigabe der Trabakeln, 


proviſoriſchen ung 
„S. Marco“ heißt. 

welche aber „S. Mareo“ verweigerte. Darüber kam es zum Artillerie⸗ 
kampfe, welcher an 2 Stunden dauerte und während deſſen ſich die Bar⸗ 


ken entfernten. Beide Schiffe haben Schaden erlitten. In der Nähe des 


Kampfplatzes war eine franzöſiſche Fregatte geweſen, welche ganz unthätig 
denſelben beobachtete. Dieſe Fregatte ſteuerte hierher und wurde au 
dem Leuchtthurm ſignaliſirt, warf aber nicht die Anker auf unſerer Rhede, 


ſondern ſetzte blos ein Boot aus und ließ Kunde von jenem Kampfe ge⸗ 


ben. Geſtern iſt der „Vulkan“ ſelbſt angelangt, und man ſah, daß Leute 
mit einer Reparatur am Schiffe beſchäftigt waren. Unſere Flotte wird, 
wie nun verlautet, in Pola zuſammengezogen werden. N 


Frankreich. 


Paris, 6. Februar. Die National- Verſammlung hatte in ihrer 


heutigen Sitzung den Rateau'ſchen Antrag über ihre eigene Auflöſung zu 
discutiren. Die Verhandlungen wurden bald ſehr vereinfacht. Gegen 12 
Amendements und der Antrag ſelbſt wurden vor dem Lanjuinai'ſchen 
Amendement zurückgezogen, mit welchem ſich alle Antragſteller vereinigten. 
Daſſelbe lautet: „Es ſoll unverzüglich zur erſten Berathung über das 


Wahlgeſetz geſchritten werden: die zweite und dritte Berathung müſſen in 


der kürzeſten geſetzlichen Friſt vorgenommen werden. Alsbald nach der 
Annahme des Geſetzes müſſen die Wahl⸗Liſten angefertigt werden. Die 
Wahlen zur geſetzgebenden Verſammlung finden am erſten Sonntag nach 


dem Schluſſe der Liſten ſtatt. Die geſetzgebende Verſammlung tritt zehn | 


Paragraphen, daß das 
Preßgeſetz auf die Verfaſſung, Drucklegung und Verbreitung ſolcher Bücher 
Strafen ſetze, deren Inhalt die kanoniſchen Vorſchriften, betreffend den 
Glauben, die guten Sitten, die lithurgiſchen Gebräuche oder die Kirchen- 


auf 


Tage nach den Wahlen zuſammen.““ Das Votum über die Priorität Diefeg 
zajorität be⸗ 
Es gehörte die 


ſich trotz ſeiner ſchönen H 


ee MVV ⁊89ũ —!.!.. . 
Hetreide⸗ Bericht. 
k Stettin, 12. Februar. 

Weizen 57—61 Thlr., ohne Geſchaͤft. 

Roggen, in loco 20 Thlr. und pro Fruͤhjahr 27 Thlr. bez. 

Hafer, in loco 16%, Thlr. und pro Fruͤhjahr 18 Thlr, bezahlt. 
Leinöl, in loco 9%4 Thlr. ohne, und 9½ Thlr. mit Faß bez., auf Feüh⸗ 
jahrss Abladung 9%, a 9%, Thlr. incl. Faß bezahlt. 

Nubol, rohes, pro Febr. 12 a ½ Thlr., pro Maͤrz— April 121, Thlr., 
pro April — Mai 12½ Thlr., pro Juni - Juli 11¼ a 12 Thlr., pro Juli—Aug. 
11%, 4 11% Thlr., und pro Sept. — Okt. 11¼ a 11% Thlr. bezahlt. 

N 5 roher, in loco 24 % ohne Faß, und pro Juni — Juli 22 9% 
ezahlt. 

Zink, ſchleſ., auf Lieferung 4 Thlr. 8½ gGr a 4 Thlr. 8 Gr. bez. 


- Berlin, 12 Februar. 

Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach Qualität 
55—60 Thlr. ö 
85 Moog en, e 2 ab pro l 82 pfuͤnd. 20 a 

r. verk., pro Mai—FZunı 27 lr. Br., 27 ½ bez., pro Juni —Tuli 28) 
Thlr. Br., 28 G. We „ en 

Gerſte, große, in loco 22—24 Thlr., kleine 18—20 Thlr. 

Hafer, in loco nach Qualität 15 — 15% Thlr., pr. Frühjahr 4Spfünd, 
14½ Thlr. Br. 

Kuböl, in loco 13%, Thlr. Br., 13 bez. u. G., pro dieſen Monat 
13½ a 13½ Thlr., pro Febr. —Maͤrz 13¼ Thlr. bez. u Br., pro Marz — April 
und pr. April — Mal 13 a 13½ Thlr. bez., pro Mai — Juni 13, Thlr. Br., 
12½½ G., pro Juni— Juli 12 ½2 Thlr. Br., 12% bez. u. G., pro Juli—Aug. 
12½ a 12%, Thlr., pro Sept —Oktbr. 12%, Thlr. Br., 12½ bez. u. G. 

10 e in loco 10 ¼ a 10 Thlr., auf Lieferung pro April — Mai 10¼ a 
r. 

Spiritus, in loco ohne Faß 14% Thlr. bez., pro Febr. 14% Thlr. 
Br pro März 14%, Thlr. Br., pro Frühjahr 15%, Thlr. Br., 15 ber u 65 
pro Mai— Juni 15%, a 15½ Thlr. 


serliner Börse vom 12. Februar. 
Inländische Fonds, Pfandbrief-, Kommunal-Papiere und 


Geld- Course. 
Zinsfuss. | Brief | Geld N Gem. Ziusfuss, | Brief Geld- Bem.: 
Preuss. frw Aul. 5 — 101 | Pomm. Fidbr, 137 923 | 913 
St. Schuld-Sch. 3¹ 802 80 Kur- Nm. do. 3*³ 924 912 
Beeh. Präm-Sch.— — | 984 Schles. do. 34 — — 
K. &. Nin. Schldv. 32 — do. I. t. B. gur. do. 35 — — N 
Berl. Stadt-Obl.“ 5 984 — Pr. Bk. nl Seh. — 90 
Westpr. Pfübr. 33 85 84 | | 
. au: eder 4 | 805 | Friedrichsd'or. — 135 1251 
5 2 7 8 si And.Gldm.a5tlr- |— 1 2 12 
Oscpr. Pfandbr. 35 — 904 | Diysanto ler 44 
72 7 
Eisenbahn-Actien. 


S 
Prierit.-Artien 2 Tages- Cours, 
2 
nn 


Berl. Anh. Lit. A. B | 4|73!78bx, Berl-Arhalt . 4874 Cl. 88B. 
do. Hamburg 4021 60 B. do. Hamburg.. 44944 6. 
do. Stettiu-Stargard | A| 690 fbz. do. Potsd.-Magd. 468 41 baz. u. G. 
do. Potsd.-Magdebg. 4 459 etw. bz. do. do. 5943 G. 95 B. 
Magd.-Halberstadt 4 7412 B. 1111 6. do. Stettiner. . » 5 1024 6 
do. Leipziger 415 — Magdb.-Leipziger 4 — 1 
Halle- Thüringer. | 4 — 502 G. Halle- Thüringer 3 > 
Cöln-Minden . 34 55 8. 79 B. Colu-Minden 0 41 51 b. 

Ado. Aachen 4| 451 bz. Rhein. v. Staat gar. 33 Eu 
Bonn-Cöln 5 58 ER do. I Priorität. 4 

Düsseld.-Elberfeld 4 474 do. Stamm-Prior. 4 ae 
Steele-Vohwinkel . . 4 — 361B, | Däüssela,-Eiberfeld „ K Ha 
Niederschl, Märkisch. 33 — 715 G Niederschl.-Märkisch. 4861 bz. u. G. 

do. Zweigbabn PIE do. do 5 996 u, 
Oberschles. Litr. A 32 6 933 6 do. III. Serie, . 5 95 6 

do. Litr. B. 34 6 931 6 do Zweigbahn . le = 
Cosel-Oderberg ER EL do. do, 5 80 & 
Broslau-Freiburg . 4 5 Ohersehlesische 4 8 

Krakau-Obersehles. 4.— 38 B Vosel- Oderberg 5955 6 
Bergisch-Märkische . 4 — 58 B. Steele-Vokwinkel 5871 B. 

| Stargard-Posen . 3 1 702 7 14 b 6 Breslau-Freiburg 4 — 5 
Brieg-Neisse 4 — Zan. u.. 

Quittungs- 8 | Ausl. Stamm- 
Bogen, 85 | Actien, 

Berliu-Auhalt Lit. B. 4 90 — Bresder-Geörlitz 41 
Magdel.- Wittenberg Also! — Leipzig- Dresden Alp 
Aachen-Mastricht 430 — Chemnitz-Bisa . . .. Al 

| Thür. Verbind.-Bahn A 20 — 1 Abs 
j Kiel-Altona 1 
e | j " Amsterdam Rotterdam 4 . 

— | fi ‚lex 

| Ludw.-Bexbach 21 Fl. — — E 4351 6. 
Pesther 20 Fl. 490 — \ 

Fried.-Wilh.-Mordb. 4190 37788 bz. ut. 

I 
1 
Beilage. 


Beilage zu No. 37 der Königlich privilegirten Stettinifchen Zeitung. 
Dienſtag, den 13. Februar 1849. 


EHEN EONTENE TE EST STERNE NETTER —.— 


Deutſchland. 


Berlin, 9. Februar. Einer Bekanntmachung der Königl. Regierung 
zu Merſeburg entnehmen wir vorzugsweiſe Folgendes: j 

Die Belege find mehr als hinreichend, um die Quellen nachzuweifen, 
von denen die Bewegungen, deren Schauplatz der dieſſeitige Bezirk im No⸗ 
vember v. J. geweſen iſt, ausgingen und geleitet wurden. Sie konnten 
nach den vorliegenden mit Beſchlag belegten Papieren mehr als verdoppelt 
werden, wenn die Lage der gerichtlichen Unterſuchungen ſchon jetzt aus⸗ 
führlichere Mittheilungen geſtattete. Ueberdies wird der hinter dieſen Be⸗ 
wegungen verborgene vorbereitete Plan dadurch mehr ans Licht geſtellt, 
daß die revolutionäre Bewegung an denſelben Tagen des 13., 14. und 15. 
Novembers in den Städten Halle, Eisleben, Merſeburg, Naumburg, Wei⸗ 
ßenfels, Schkölen, Oſterfeld, Stößen, Hohenmölſen, Zeitz, Delitzſch, Eilen⸗ 
burg Herzberg und ebenwerda in geſetzwidrigen Thaten hervortrat, und 
daß bie Angriffe der demokratiſchen Partei ſich faſt überall auf dieſelben 

unkte richteten und faſt überall nach ein und derſelben Taktik mit ein 

und denſelben Mitteln die gleichen Zwecke verfolgten. 

Dieſe Punkte waren: 3 ; \ j 

1) Die Errichtung von Sicherheits- Ausſchüſſen, welche ſich neben die 
ſtädtiſchen Behörden ſtellen und deren Wirkſamkeit allmälig beſei⸗ 
13 1 9 Plane der Umſturzp tei gehörte 

u dem weiteren Plane der Umſturzpartei Ne 

En der Verſuch, ſowohl die Magiſtrate, als auch königliche Beamte, 

namentlich Landräthe und ſelbſt die Mitglieder der Regierung zu 
der offenen Erklärung zu verleiten, daß ſie es mit der in Berlin 
forttagenden Fraktion und nicht mit dem Miniſterium, beziehungs⸗ 
weiſe mit der Krone halten wollten, indem man ihnen durch De⸗ 
putationen darauf gerichtete Fragen in kategoriſcher Form vorlegte. 
Die demokratiſche Partei verfolgte ferner: 5 8 
3) den Plan, Truppenzüge nach Berlin zu verhindern und unter die⸗ 
em Vorwande 2 - Ep 

4) ſich der Eiſenbahnen zu bemächtigen und die telegraphiſchen Ver⸗ 
bindungen zu vernichten. 5 N ; 

Verſuche dieſer Art find nur an zwei Orten, in Merſeburg und Wei⸗ 
ßenfels, zur wirklichen That geworden; aber ſchon am 13. November v. J. 
zeigte der Magiſtrat in Halle an, daß ſich dieſe Stadt 0 des ver⸗ 
meintlichen Ausmarſches der Truppen nach Berlin in der größten kaum zu 
beſchwichtigenden Aufregung befinde, und daß ſich die aufgeregte Volksmaſſe 
nicht einmal mit der Erklärung der Bürgerwehr begnüge, ihrerſeits Nichts 
thun zu wollen, um den Abmarſch des Militairs ſicher zu ſtellen. Daß 
Truppen nicht auf der Eiſenbahn befördert werden könnten, dafür ſei von 
anderer Seite geſorgt. ; . g 5 5 

Das größte Gewicht legte die Umſturzpartei gleich beim Beginn der 

ung: JE, 

99 11 79 6 die Beſchlagnahme der Königl. Kaſſen in der ausge prochenen 
Abſicht, dadurch nicht blos der Staatsregierung die Geldmittel 
zu entziehen, ſondern auch im Volke denſelben moraliſchen Ein- 
druck hervorzubringen, welchen eine Steuerverweigerung ha⸗ 
ben würde, und wenige Tage fpäter: 5 i 

6) auf die Ausführung des von dem in Berlin zurückgebliebenen 
Theile der National⸗Verſammlung am 15. Nov. v. J. gefaßten 
Beſchluſſes wegen der Steuerverweigerung. 5 

Die erſte Maßregel wurde insbeſondere in Zeitz, Hohenmölſen, Eckarts⸗ 
berga, Bibra, Eilenburg und Schkölen, zur Ausführung gebracht. 

Der Kreis⸗Ausſchuß der ſächſiſchen Demokraten ordnete in dem Extra⸗ 
blatt zu No. 109 der Halleſchen demokratiſchen Zeitung in obiger Be⸗ 
ziehung an: f N 5 955 
Jeder Mitbürger, der es mit der Freiheit unſerer konſtituirenden 
Verſammlung 15 Berlin, 1 5 ehr aa 10 A 
Sa 10 195 f 15 ie DS luß vom heutigen 349 Stück Kinderzeug verfertigten die Jungfrauen des Vereins aus 
9910 e e Die Staatsbürger in Stadt und Land ſind u nuen, Stofen, 9 1150 1 möglich werf e 11 1 5 

= ind zu bekleiden. 

1) Keinerlei Staatsſteuern, wie z. B. Gerichtskoſten, Grundſteuer, Reiche Gaben an Reis, Erbſen, Kaffee, Schiffsgraupen und Zwieback, Ho⸗ 
Klaſſenſteuer, Gewerbeſteuer, an irgend eine Fönigl. Kaſſe zu zah⸗ nigkuchen, Aepfel, Markenpapier, Reſte wollener und baumwollener Stoffe, fünf 
len. Wer noch Steuern zahlt, handelt den Beſchlüſſen der kon⸗ [ Dutzend Taſchentücher haben uns erfreut und befähigt, ſogar für die Kinder auf 
ſtituirenden Verſammlung zuwider, unterſtützt mit dem bezahlten | der e e 1 

i ätheri Miniſteri iſt = ö n wi iefer Rührung: unſere Mitbür⸗ 
errtihest aer Wien uud iM feat Dan ger haben uns trotz aller Bedrängniſſe mit großer Treue unterstütz Gott hat 


5 5 ; R unſer beſcheidenes Walten ſichtlich geſegnet. Möge er uns erner die thätige 

2) ie en find verpflichtet, Arreſt zu legen auf alle Kö: Theilnahme guter Herzen erwecken 11 5 1915 immer kräftiger in Lebe wirken nes 
nigl. Kaſſen und zu verhindern, daß auch nur ein Pfennig von Der Vorſtand des Jacobi⸗Armenpflege⸗Vereins. 

den betreffenden Beamten davon verausgabt werde. Zu dem ] Ulrike Wieſenthal. J. Niſchelsky. Betty Lobedan. Adelheid Dohrn. 

Ende ſind ſämmtliche Königliche Kaſſen mit ſtarken Bürgerwachen F. Pommerenicke. Caroline Lentz. 

zu beſetzen und mit dem Siegel der Gemeinde zu verſchließen. ö 
Bürger! Unterſtützt dieſes 5 Mittel auf das kräftigſte, 


> . TRUE 


München, 8. Februar. Das von dem Miniſter des Auswärtigen 
in der Sitzung vom 6. Februar verleſene Rundſchreiben des Reichsmini⸗ 
ſteriums an die Bevollmächtigten aller Einzelſtaaten bei der Centralgewalt 
lautet: „Herr Bevollmächtigter! Mit dem am 26ften d. M. erfolgten 
Schluſſe der Berathungen über den dritten Abſchnitt des Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfes, welcher den Titel: „Das Reichsoberhaupt“, „der Reichsrath“, 
führt, hat die National⸗Verſammlung die Haupttheile des Verfaſſungs⸗ 
werkes in erſter Leſung beendigt. Die proviſoriſche Centralgewalt, von 
deren Wirkſamkeit die Errichtung dieſes Verfaſſungswerkes ausgeſchloſſen 
iſt, deren geſetzliche Aufgabe jedoch die Ausführung der in kurzem zu voll“ 
endenden Verfaſſung für Deutſchland iſt, hält es in dem gegenwärtigen 
vorgerückten Stadium der Thätigkeit der National⸗Verſammlung für 195 
Pelicht, die Wege anzubahnen, damit gegründete Bedenken, welche auf be⸗ 
eren und weſentlichen Bedürfniſſen der Einzelſtaaten beruhen, in Zeiten 
durch Vermittelung der Regierungen zur Kenutniß der Verſammlung ge⸗ 
langen und bei der zweiten Berathung eine gerechte Erwägung finden 
mögen. Zu dieſem Ende erſuche ich Sie, Herr Bevollmächtigter, die an⸗ 
liegenden in beweiſender Form ausgefertigten Verfaſſungs⸗Beſchlüſſe erſter 
Leſung zur amtlichen Kenntnißnahme Ihrer Regierung zu bringen und die⸗ 
ſelbe im Namen des Reichsverweſers einzuladen, ihre Erklärung darüber 
in einer möglichſt beſtimmten Weiſe an Ge. Kaiſerl. Hoheit zu richten. 
Sie wollen die Aufmerkſamkeit der Königlichen Regierung insbeſondere 
darauf lenken, daß die National⸗Verſammlung nach Beendigung weniger, 
nicht umfangreicher Gegenſtände (wie die Entwürfe über „die Gewähr der 
Verfaſſung“, ein „Wahlgeſetz“ u. ſ. w.) ſehr bald zu der zweiten Leſung 
der eigentlichen Hauptſtücke der ee ſchreiten wird. Wenn das 
Reichs⸗Miniſterium zu dem gegenwärtigen Schritte nicht ſchon durch den 
augenblicklichen Stand der Verhandlungen verpflichtet wäre, ſo würde ihm 
noch ein beſonderer Anlaß dazu durch eine von der Königlich preußiſchen 
Regierung an ſämmtliche übrigen deutſchen Regierungen gerichtete Cirkular⸗ 


11 


note gegeben ſein, worin die Anſichten Preußens über die Errichtung des 

Berfaffungswerfes im Allgemeinen niedergelegt find. Wenngleich das 

Reichs⸗Miniſterium in ſeiner Stellung keine Veranlaſſung hat, auf den 

Inhalt dieſer Note im Einzelnen einzugehen, ſo gereicht es ihm doch zur 
Genugthuung, daß der Vorſchlag an die deutſchen Regierungen, ihre Er⸗ 

klärungen an dem Sitze der Reichs⸗Verſammlung und der proviſoriſchen 
Centralgewalt abzugeben, von Seiten der preußiſchen Regierung ganz in 

Uebereinſtimmung mit den bieffeitigen Anſichten gemacht worden iſt. Mit 

Befriedigung kann ich hinzufügen, daß auch von der Kaiſerl. öſterreichiſchen 

Regierung durch ihren Bevollmächtigten der Antrag bereits früher geſchehen, 

einen gleichen Weg von ihrer Seite den übrigen deutſchen Regierungen zu 

empfehlen. Der Ernſt der Zeit mahnt von allen Seiten zu entſcheidenden 

Beſchlüſſen. Die Opfer, welche deutſche Fürſten für ihre Angehörigen 

bringen, werden dann nicht mehr hart empfunden werden, wenn beide 

Theile bald in dem feſteren, gemeinſamen Organ, in der Geſammtmacht 

der Nation einen vollen Erſatz und eine Bürgſchaft der Zukunft finden. 

Frankfurt, den 28. Januar 1849. Der Präſident des Reichs⸗Miniſter⸗ 

rathes: H. Gagern.“ ö b 


—— — —— ẽ—bẽ ö B. . — ... — 


Armenpflege. 


Unſere verehrten Mitbürger, durch deren Mildthätigkeit unſer Verein einzig 
und allein beſteht, bitten wir um freundliche Theilnahme für den nachfolgenden 
kurzen Jahresbericht. 

96 arme Familien wurden im Jahre 1848 durch uns unterſtützt auf ver⸗ 
ſchiedene Weiſe, wie es ihre Hülfsbedürftigkeit erheiſchte. Wir verausgabten da⸗ 
für 1059 Thlr. 22 fer. 

1359 Arbeiten, Hemden, Strümpfe ꝛc. wurden geliefert; davon zu den bil⸗ 
ligſten Preiſen verkauft für 364 Thlr. 27 fgr. 

414 verſchiedene Arbeiten lieferten die Kinder in der kleinen Erwerbsſchule; 
fie verdienten dabei 29 Thlr. 13 for. 9 pf; 


— —— — 6 


bereitet aber — und das legen wir Euch nochmals dringend ans 8 
Herz — auch den Widerstand mit den Wafen für den Nothfall Barometer: und Thermometerſtand 
vor, damit wir gerüftet daſtehen. Bürger! ſo muß der Sieg un⸗ bei C. F. Schultz & Comp. 
ſer ſein, denn das Gute ſiegt immer. . f 7 
5 Es lebe die Freiheit! Februar. | 8 Be ns | Mittags Abende 
Die letzten Hoffnungen auf Gelingen ihres Sieges hatte die demo- : > 2 Uhr. 0 Ur. 


kratiſche Partei auf 


70 0 b n und die Meuterei der zur Fahne berufenen e bee 12 | 341,19” 340,99“ 342, 20% 
andwehr un 5 | 
8) die betreffende Erhebung des Volks im Bezirke Thermometer nach Reaumur. | 2 | 1 er 0,1° 
geſetzt. (Schleſ. Ztg.) 
Landwehr⸗ Lied. Zum Kampf für Gottes Gnaden Als wir von unſern Lieben 
Kam al 5 i Iſt, merkt es, ſcharf geladen, Geſchieden, — iſt geblieben a 
ewi M em Stettiner Landwehr⸗ Bataillon. Und, wenn es heißt: „Wehrmänner drauf und dran“, | Den Wühlern Fluch, und uns — der Trennung Schmerz 
D el.: Ich bin ein Preuße ıc. So treffen wir, wir treffen unſern Mann. Doch ihm, dem König, blieb ein treues Herz. f 
er König rief, nun ſtehen wir gerüftet Von Weib und Kind, von Haus und Heerd geriſſen So ſtehn wir d 
{ ür i ür ſei . a, und haben nu 
1110 Gott für ihn und für ſein hohes Haus! Das danken wir den Wühlern nah und fern, Wie an uns führen woll auf ſalſhe Bahn, 
nd wenn es nun den Wühlern noch gelüſtet, Den Wühlern, die kein Herz und kein Gewiſſen, Den Trug, er fiel, ſonſt konnt es ja nicht gehen, 


So treiben wir die Luft zum Wüßlen aus. Verdunkeln möchten Preußens Stern! Das fühlen wir, nun ſtehn wir unſern Mann, 


Und machen mit den Waffen 

Den Wühlern was zu ſchaffen. 

Die Schwerter ſcharf, die Treue in der Bruſt, 
So ſtehn wir da, voll Muth und Kampfesluſt. 


Die Wühler werden jetzo wieder ſchreien: 
Das Vaterland, ach! das iſt in Gefahr! 
Man wird verſuchen auch in unſern Reihen 
Zu wühlen ärger, wie bisher es war. 
Doch laßt ſie uns nur kommen, 
Das Maß wird dann genommen, 
Und ſehen ſoll der ruh'ge Bürgersmann, 
Was, wenn es gilt, die Landwehr leiſten kann. 


Bleibt auch ihr treu, ihr Bürger, eure Habe, 
Die ſichern wir, und drücken euch die Hand, 
Für jede Milde, jede Liebesgabe, 
Für jedes Opfer um das Vaterland. 
Und wenn der Feind bezwungen, 
Die Ordnung neu errungen, 
Wenn Preußens Aar hoch über Deutſchland ſchwebt, 
Dann haben wir den ſchönſten Tag erlebt. 


Der Aar ſteigt auf, ſchon rauſchet ſein Gefieder, 
Durch Nacht und Nebel bricht der Sonne Strahl, 
Und — Preußen wird das ſchöne Deutſchland wieder. 
Begrüßet es mit lautem Jubelſchall. 

Der König hat ſo eben 

Was er verſprach, gegeben. — 

Auf — ſchlaget ein, vom Memel bis zum Rhein, 
Laßt uns des Königs treue Landwehr ſein. 


Bürgerwehr⸗Klub. 


Es iſt in der letzten Generalverſammlung der An⸗ 
trag auf Auflöſung des Klubs geſtellt und derſelbe auch 
außerdem wiederholt. Deshalb wird, dem $. 13 des 
Statuts gemäß, Mittwoch den 14ten März eine Ge⸗ 
neralverſammlung ſtattfinden, um 1) über jenen Antrag 
zu beſchließen; 2) falls der Antrag angenommen wird, 
über die Verwendung des Kaſſenbeſtandes zu beſtim⸗ 
men; 3) falls der Antrag nicht angenommen wird, die 
Wahl eines neuen Vorſtändes vorzunehmen, da wenig⸗ 
ſtens einige Mitglieder des jetzigen auszuſcheiden ge⸗ 
fonnen find. 

Bis zur Entſcheidung über das Beſtehen des Klubs 
werden natürlich die Verſammlungen ausgeſetzt. 

Der Vorſtand. 


Officielle Bekanntmachungen. 


Publie and um. 

Die revidirte Stammrolle ſämmtlicher Bürgerwehr⸗ 
pflichtigen hieſiger Stadt liegt vom 13ten bis 27ften 
d. M. zur Einſicht für Jedermann auf unſerem Se⸗ 
eretariat auf, ian 

Alle diejenigen, welche die Aufnahme in die Hülfs⸗ 
wehrliſte oder gänzliche Befreiung vom Dienſt nach⸗ 
ſuchen, haben dies bis zum 27ſten d. M. bei uns unter 
Angabe und Beſcheinigung der Gründe anzuzeigen. 

Stettin, den Iten Februar 1849. 

Der Magiſtrat. 


Verlo bungen. 


Als Verlobte empfehlen ſich allen Verwandten und 
Freunden ſtatt beſonderer Meldung: 
Friederike Scharlau, geb. Bradenahl, 
Wilhelm Scharlau. 
Neuwarp, den Iiten Februar 1849. 


Su bhaſt ationen. 
Procelama 


Von den zum Nachlaß des Schuhmachermeiſters Jo⸗ 

hann Chriſtoph Jaenke gehörigen Grundſtücken ſollen: 

a) die Scheunenſtelle und Scheune vor dem Goll⸗ 
nower Thore, taxirt auf 208 Thlr. 20 fgr., 

b) der Garten zwiſchen der Stadtmauer und der 
großen Plöne, taxirt auf 300 Thlr., 

c) die Wieſe links vom Steindamme, 1 Morgen 156 
ORuthen groß, Fol, I. No. 2 des Vermeſſungs⸗ 
Regiſters, tarirt auf 135 Thlr., ö 

d) die Wieſe auf der alten Wieck, 108 ORuthen groß, 
Fol, VI. b. No. 4 des Vermeffungs - Negifterg, 
taxirt auf 120 Thlr., 

in freiwilliger Subhaſtation am 

12ten März, Vormittags 11 Uhr, 

an der hieſigen Gerichtsſtelle verkauft werden. Die 

Taxe und die Kaufbedingungen liegen in unſerer Re⸗ 

giſtratur zur Anficht bereit. 

Damm, den 19ten Januar 1849. 
Königliches Land⸗ und Stadtgericht. 


Verkäufe unbeweglicher Sachen. 


Ein Haus, worin ein Viktualien⸗Handel betrieben 
wird, iſt zu verkaufen. Näheres Roſengarten 297 
beim Wirth. f 


Verkäufe beweglicher Sachen. 
Jede Woche erhalte ich von Naſſenheide vier Mal 


friſche Stücken⸗ Butter, 
das Pfund zu 7½ fgr. A. F. Kutſcher. 


HKochwein, 


die Flaſche zu 6 far, A. F. Kutſcher. 


Vorzüglich ſchöne friſche EU 


Holſteiner, Vorpommerſche und 


Rügenwalder Butter EM 


empfing ich ſo eben in mehreren Sendungen und offe⸗ 


rire davon in Gebinden und ausgewogen billigſt. 


W. VENZMER. 


Stralsunder Fliekheringe und Bücklinge bei 
Ludwig Meske, &rapengiesserstrasse, 


Billiger Verkauf. 


60 Ellen / br. Creas⸗Leinewand für 8 Thlr., 
45 „ ½ desgleichen für 7 Thlr., 


letztere in feiner Quglität, beſonders zu Kinderhemden 


paſſend, empfiehlt F. G. Kanngießer. 


Friſch eingemachte Ananas, in geſchälten Scheiben, 
Thlr., 1½ Thlr. und 2 Thlr., 
ſo wie Pfirſiche, Aprikoſen, Reine Claudes und alle 

andere in Zucker eingemachte Früchte, pro Glas 1 Thlr. 


pro Glas 15 ſgr., 1 


und 1½ Thlr., bei TER 
J. F. Kirösing. 


Teltower Rübchen, pro Metze 6 ſgr.; Magdeburger 
Sauerkohl, pro Pfd. 1 ſgr.; Gänſepöckelfleiſch, nur 
Keulen und Rückenſtücke, pro Pfd. 3 ½ ſgr., in Fäſſern 


billiger; Bruch⸗Maccaron9, das Pfd. 4 fgr., bei 
J. F. Krösing, 
oberhalb der Schuhſtraße No. 626. 


Ab heute 5 
frifcher, Rüdersdorffer Steinkalk 
bei Carl Hirſch 
in Pommerensdorff. 
Adr. Herrn C. A. Schmidt, 
Königſtr. in Stettin. 
D Dielikaten Berger Fetthering billigſt bei 
Auguſt Welck, Krautmarkt No. 1056. 


Die beliebten Faſtenprätzeln find von heute ab täg— 
lich friſch zu haben bei 
Guſtav Heinrich Duvinage. 


Wermiet hungen. 


Ein möblirtes Zimmer iſt Baumſtraße 998, eine 
Treppe hoch, zu vermiethen, 


Gr. Laſtadie 184 iſt der Laden nebſt Wohnung zu 
vermiethen. 


Grapengießerſtraße No. 416, eine Treppe hoch, ſind 
2 ſchöne Stuben mit eleganten Möbeln zu vermiethen. 

Eine freundliche möblirte Vorderſtube iſt billig zu 
vermiethen große Wollweberſtraße No. 595. Das 
Nähere bei Engelien. 


Eine Parterre⸗Vorderſtube iſt Breiteſtraße No. 358 
zum Aften April 1849 zu vermiethen. 


Große Wollweberſtraße No, 579 tft die gte Etage, 
von A Stuben, Alkoven nebſt Zubehör, zum 1ſten April 
zu vermiethen. 

Gr. Wollweberſtr. No, 566 iſt die Ate Etage, beſte⸗ 
hend aus 3 Stuben, Kabinet, heller Küche nebſt Zube⸗ 
hör, zum Aften April billig zu vermiethen. 


In der breiten Straße No. 359 find zum Iften April 
2 möblirte Stuben billig zu vermiethen. . 


Mönchenſtr. 459/60 iſt ein Laden ſogleich zu vermiethen. 


Breiteſtraße 366 iſt die zweite Etage, beſtehend in 
3 Stuben, Entree und ſonſtigem Zubehör, zu ver⸗ 
miethen. 705 70 


Ein Laden, worin bisher ein Poſamentier⸗Geſchäft 
betrieben, iſt nebſt Wohnung zu vermiethen Mönchen⸗ 
ſtraße 473. 


Eine möblirte Vorderſtube iſt an einen oder zwei 
Herren ganz billig zu vermiethen gr. Wollweberſtr. 595. 


Die. Parterre⸗Wohnung Martenplatz No, 778, von 
6 Stuben, Waſchhaus nebſt allem Zubehör, iſt zum 
Iſten April für 250 Thlr. pro anno zu vermiethen. 


Dienſt⸗ und Beſchäftigungs⸗Geſuche. 


Ein junger Mann, der für Wohnung und Bekoöſti⸗ 
gung ſelbſt ſorgen kann, findet auf einem hieſigen Com⸗ 
toir als Lehrling fofortige Aufnahme. Näheres in der 
Expedition der Oſtſee⸗Zeitung. 


Eine Schweizerin, mit vorzüglichen Atteſten verſehen, 
ſucht zum Iſten April a. C. eine Stelle als Bonne. Zu 
erfragen bei A. Bertin, Lehrer der fr. Sprache, Petri⸗ 
kirchenplatz No. 1182 u., parterre. 


Zwei Commis und drei Lehrlinge fürs Comtoi 
e on 1 ſofor Mac 
en durch das Commiſſions⸗Comtoir von B 8 0 
Sohn in Stettin. e 


Ein Knabe, der Luft hat, die Bäckerei zu erl 
kann ſich melden bei J. Holtz, ER 
Bauſtraße No. 481. 


— — 
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Anzeigen vermiſchten Inhalts. 


Col mpagnon- Gesuch. 


Für ein lukratives, hieſiges Fabrik⸗Geſchäft, 
Conjunkturen nicht unterworfen iſt, wird f. Thel 
mer mit einem disponiblen Vermögen von ca, 3000 
Thlrn. zum baldigen oder ſofortigen Antritt unter gün⸗ 
ſtigen Bedingungen geſucht. Gefällige Offerten wird 
die Expedition d. Ztg. unter der Adreſſe F. M. 
No, 1 befördern. 5 
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Ss Strohhut⸗Wäſche. 
Stroh- und Bordürenhüte jeder Art werden auch i 
dieſem Jahre wieder in bekannter Güte von mir nach 
den neueſten Fagons moderniſirt, gebleicht und garnift 
und dafür die billigſten Preiſe berechnet. Für den Fall 
auch, daß Damen von außerhalb oder auch von hier 
die gründliche Erlernung der Strohwäſche wünſchen, 
fo bin ich nicht abgeneigt, Unterricht darin zu ertheilen, 
und wollen hierauf Reflektirende ſich gefälligſt bei mir 
melden, um das Nähere darüber zu beſprechen. 


\ J. Rattey, 
Oberwiek No. 42, dem Salzſpeicher 
gegenüber. 


—— 


. Warnung. 

Es iſt mir bekannt geworden, daß die Wohlthätig⸗ 
keit des verehrl. Publikums durch Sammlungen in 
Anſpruch genommen wird, die betrügeriſcher Weiſe un⸗ 
ter meinem Namen gehalten werden. Indem ich er⸗ 
kläre, daß ich zu Haus ⸗Kollekten für Arme durchaus 
keine Veranlaſſung gegeben habe, ſo erſuche ich, auf 
die betr. Einſammler als auf gefährliche Perſonen vi⸗ 
giliren zu wollen. 

Stettin, den 12ten Februar 1849. ' 

v. Sydow, Militair⸗Ober⸗Prediger. 


Zerbrochenes Porzellain wird gänzlich dauer⸗ 
haft zuſammengeſetzt. \ 
F. W. Naumann, Glaſermeiſter, 
kl. Domſtraße No. 691. 


Freitag, den 16ten d., Abends 8 Uhr, i 
Bayerſchen Hofes: hr, im Saale ds 


General⸗Verſammlung 


des Schützen⸗Vereins der Handlungs⸗ 
f gehülfen, 
wozu auch die Mitglieder des Unterſtützungs⸗ Vereins 
eingeladen werden. 
Zweck der Verſammlung: 
1) Nachweis über die Verwendung der Beiträge; 
2) Wahl neuer Vorſteher. 5 
| Die Vorſteher. 


. aurückgelegte Manns⸗ und Frauen⸗Kleidungs⸗ 
ſtücke, Betten und Wäſche, Gold, Silber, Bernſtein, 
Kupfer, Meſſing, Zinn und Zink kauft und bezahlt 
aufs Höchſte 

M. A. Cohn, Krautmarkt No. 1026. 


— Möbel⸗Fuhrwerk. — 
„Es herrſcht hier im Publiko hin und wieder die An⸗ 
ſicht, daß es in Stettin kein ſo gutes Möbel⸗Fuhrwerk 
den f oi Gegen 1 15 geehrten Herrſchaften wer⸗ 
en m Gegentheil überzeugen i 2) 
kommenden Falles wenden iR a 
W. Schultz im braunen Roß, 
gr. Laſtadie No. 213. 


Den Verkauf der Pritzlow'ſchen Milch hat ſeit Mi⸗ 
chaelis 1848 der Mühlenmeiſter Noef 2770 14 Pritz⸗ 
low. Etwaige Beſtellungen darauf werden von dem 
Herrn V. % Groß, kl. Papenſtr.⸗ und Rödenbertz⸗ 
Ecke No. 317, angenommen und befördert. 


Auf dem Wege von Herrn Sanne in der Reiſſchlä⸗ 
1 7 05 bis nach der Königsſtraße ſind ein Paar 

ummi⸗Schuhe für Damen verloren gegangen, der 
ehrliche Finder wird gebeten, dieſelben gegen eine gute 
Belohnung in dem Laden des Herrn S. abzugeben. Es 
befindet ſich in dem einen Schuh ein Probe-Schuh. 

Künftliche Zähne, ſowie ganze Gebiſſe werden ſchnell 
und dauerhaft angefertigt von 

M. Seligmann, prakt. Zahnarzt, 
Kohlmarkt No. 430. 


Geld verkehr. 


Zwei ſichere Obligationen, à 2000 Thlr., ſollen ſofort 
cedirt werden. Näheres beim Juſtizrath Krauſe, Ritterſtr. 
Berichtigung. 

In der Todes⸗Anzeige vom 7. d. (No. 34) muß es 
Eliſe Freitag, geb. Knuſt, heißen. 


0 


